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Bundesrepublik Deutschland 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung 
und Ergänzung des Gesetzes über Hilfsmaß- 
nahmen für Personen, die aus politischen 
Gründen in Gebieten außerhalb der Bundes- 
republik Deutschland und Berlins (West) in 
Gewahrsam genommen wurden 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen (Anlage 1). 

Federführend Ist der Bundesminister für Vertriebene, Flüchtlinge 
und Kriegsgeschädigte. 

Der Bundesrat hat zu der Gesetzesvorlage in seiner 158. Sitzung am 
4. Mai 1956 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes Stellung ge- 
nommen (Anlage 2). 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates ist in Anlage 3 dargelegt. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger. Bad Godesberg. 



Anlage 1 


Entwurf eines Ersten Gesetzes 

zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes über Hilfsmaßnahmen 
für Personen, die aus politischen Gründen in Gebieten außerhalb 
der Bundesrepublik Deutschland und Berlins (West) 
in Gewahrsam genommen wurden 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Das Gesetz über Hilfsmaßnahmen für Per- 
sonen, die aus politischen Gründen in Gebie- 
ten außerhalb der Bundesrepublik Deutsch- 
land und Berlins (West) in Gewahrsam ge- 
nommen wurden, vom 6. August 1955 (Bun- 
desgesetzbh I S. 498) wird wie folgt geändert 
und ergänzt: 

1. Die Gesetzesüberschrift wird wie folgt er- 
gänzt: 

Hinter die Worte „in Gewahrsam genom- 
men wurden" wird eingefügt „(Häftlings- 
hilfegesetz ~ HHG)". 

2. § 1 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) Vor die Worte „Leistungen nach Maß- 
gabe" wird gesetzt „(1)“. 

b) In Absatz 1 Nr. 2 werden die Worte 
„sofern diese sich noch in Gewahrsam 
befinden," gestridien. 

c) In Absatz 1 Nr. 3 werden die Worte 
„sofern diese infolge einer im Gewahr- 
sam erlittenen Schädigung verstorben 
sind," gestrichen. 

d) Statt der Worte „am Tage des Inkraft- 
tretens dieses Gesetzes in seinem Gel- 
tungsbereich haben" wird gesetzt „am 
10. August 1955 im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes hatten“. 


e) Hinter die Worte „im Wege der Fami- 
lienzusammenführung“ wird eingefügt 
„begründet haben oder". 

f) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Wurde oder wird eine in § 1 
Abs. 1 Nr. 1 genannte Person in ein 
ausländisches Staatsgebiet verbracht, so 
gilt die gesamte Zeit, während der sie 
an ihrer Rückkehr gehindert war oder 
ist, als Gewahrsam." 

3. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 wird hinter „in § 1" ein- 
gefügt „Abs. 1". 

b) In Absatz 3 wird statt der Einklam- 
merung „(§ 1 Nr. 1)" gesetzt „(§ 1 
Abs. 1 Nr. 1)", 

4. § 3 wird wie folgt geändert: 

Statt „§ 1 Nr. 1" wird gesetzt „§ 1 Abs. 1 
Nr. 1". 

5. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) Statt „§ 1 Nr, 1" wird gesetzt „§ 1 
Abs. 1 Nr. 1". 

b) Die Worte „in der jeweils geltenden 
Fassung" werden gestrichen. 

6. § 6 wird wie folgt ergänzt: 

Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

„(3) Bei der Feststellung der Eltern- 
rente sind auch die Kinder zu berücksich- 
tigen, die an den Folgen einer nach dem 
Bundesversorgungsgesetz anzuerkennen- 
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den Schädigung gestorben oder verschol- 
len sind. Besteht ein Anspruch auf Eltern- 
rente unmittelbar nach den Vorschriften 
des Bundesversorgungsgesetzes, so wird 
sie nach diesem Gesetz nicht gewährt." 

7. § 7 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

Statt „vor dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes" wird gesetzt „vor dem 10. August 
1955". 

8. § 8 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Statt „§ 1 Nr. 1" wird gesetzt „§ 1 
Abs. 1 Nr. 1". 

b) Die Worte „in der jeweils geltenden 
Fassung" werden gestrichen. 

9. § 9 w’ird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 und in Absatz 2 wird statt 
„§ 1 Nr. 1" gesetzt „§ 1 Abs. 1 Nr. 1". 

b) In Absatz 1 wird statt der Worte „nach 
dem Inkrafttreten des Gesetzes“ ge- 
setzt „nach dem 9. August 1955“. 

c) In Absatz 3 wird statt der Worte „vor 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes“ ge- 
setzt „vor dem 10. August 1955". 

10. Folgender § 9a wird eingefügt: 

„§ 9 a 
Beihilfen 

(1) Berechtigte nach § 1 Abs. 1 Nr. 1, 
die nach dem 31. Dezember 1946 länger 
als zwölf Monate in Gewahrsam gehalten 
wurden und ihren ständigen Aufenthalt 
am 10. August 1955 im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes hatten oder ihn nach die- 
sem Zeitpunkt innerhalb von sechs Mo- 
naten nach der Entlassung aus dem Ge- 
wahrsam genommen haben oder nehmen, 
können nach Maßgabe der im Bundes- 
haushalt hierfür vorgesehenen Mittel ein- 
malige Beihilfen erhalten. Bei der Gewäh- 
rung der Beihilfen ist die Dauer der Flaft 
und die wirtschaftliche Lage des Antrag- 
stellers zu berücksichtigen. 

(2) Die Richtlinien für die Gewährung 
der Beihilfen erläßt der Bundesminister 
für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegs- 
geschädigte im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister der Finanzen." 

11. § 10 wird wie folgt geändert und ergänzt: 
a) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Der Nachweis darüber, daß die 
Voraussetzungen entweder des § 1 
Abs. 1 oder der §§ 1 Abs. 1 und 9 


Abs. 1 vorliegen und daß Ausschlic- 
ßungsgründe nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 
und 2 weder gegeben noch gemäß § 2 
Abs. 3 wirksam sind, ist durch eine Be- 
scheinigung zu erbringen. Bescheini- 
gungen, die für die in § 1 Abs. 1 Nr. 2 
und 3 genannten Personen ausgestellt 
werden, sind kein Nachweis dafür, daß 
die Inhaber auch im Sinne des Bundes- 
versorgungsgesetzes oder des Unter- 
haltsbeihilfengesetzes Angehörige oder 
Hinterbliebene sind." 

b) Folgende Absätze 5 und 6 werden an- 
gefügt: 

„(5) Die für die Ausstellung der Be- 
scheinigung zuständige Behörde erhebt 
von Amts wegen die erforderlichen Be- 
weise. Wenn sie zur Feststellung des 
vom Antragsteller angegebenen Ge- 
wahrsams und bei der Prüfung, ob 
Ausschließungsgründe nach § 2 Abs. 1 
Nr. 1 und 2 vorliegcn oder solche nach 
nach § 2 Abs. 3 wirksam sind, die eid- 
liche Vernehmung eines Zeugen oder 
eines Sachverständigen für geboten er- 
achtet, so ist das Amtsgericht, in des- 
sen Bezirk der Zeuge oder Sachverstän- 
dige seinen Wohnsitz oder ständigen 
Aufenthalt hat, um die eidliche Ver- 
nehmung zu ersuchen. Die Vorschrif- 
ten des Gerichtsverfassungsgesetzes und 
der Zivilprozeßordnung sind sinnge- 
mäß anzuwenden. Die Beeidigung des 
Zeugen oder Sachverständigen liegt im 
Ermessen des Amtsgerichts. Dieses ent- 
scheidet auch über die Rechtmäßigkeit 
einer Verweigerung des Zeugnisses, des 
Gutachtens oder der Eidesleistung; die 
Entscheidung kann nicht angefochten 
werden. Im übrigen sind die Vorschrif- 
ten der §§ 16, 17, 18 und 20 des Bun- 
desvertriebenengesetzes entsprechend 
anzuwenden. 

(6) Wird die Bescheinigung eingezo- 
gen oder für ungültig erklärt, so sind 
die Leistungen nach diesem Gesetz ein- 
zustellen." 

12. § 13 wird wie folgt geändert: 

Statt „§ 1 Nr. 1" wird gesetzt „§ 1 Abs. 1 

Nr. 1". 

Artikel II 

Für Berechtigte, die Ansprüche nach Artikel 
1 Nr. 2 Buchstabe f geltend machen können, 
beginnt die in § 7 des Häftlingshilfegesetzes 
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vom 6. August 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 498) 
genannte Frist mit dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes, sofern sie sich zu diesem Zeitpunkt 
bereits ln seinem Geltungsbereich befunden 
haben. 

Artikel III 

Der Bundesminister für Vertriebene, Flücht- 
linge und Kriegsgeschädigte wird ermächtigt, 
den Wortlaut des Gesetzes in der neuen Fas- 
sung bekanntzumachen, die sich aus den in 


Artikel I genannten Änderungen und Ergän- 
zungen ergibt. 

Artikel IV 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
Im Lande Berlin. 

Artikel V 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Begründung 


I. Allgemeines 

Das am 10. August 1955 in Kraft getretene 
Häftlingshilfegesetz enthält in einigen Para- 
graphen Bezugnahmen auf andere Bundes- 
gesetze, nach deren Vorschriften dem unter 
das Gesetz fallenden Personenkreis Vergün- 
stigungen gewährt werden. Bel der bisherigen 
Durchführung des Gesetzes hat es sich heraus- 
gestellt, daß es erforderlich Ist, in der Formu- 
lierung des Gesetzestextes eine schärfere Ab- 
grenzung dafür zu finden, welche Voraus- 
setzungen für die Berechtigung zur Inan- 
spruchnahme der Vergünstigungen von den 
Betreuungsbehörden und welche von der Be- 
hörde zu prüfen sind, die die nach § 10 Abs. 4 
erforderliche Bescheinigung auszustellen hat. 
Eine klarere Abgrenzung ist nicht nur zur 
Erleichterung der damit verbundenen Ver- 
waltungsarbeit notwendig sondern vor allen 
Dingen auch deshalb, um Im Falle von Ver- 
waltungsstreitverfahren Zuständigkeitsüber- 
schneidungen zu vermeiden. Der Entwurf 
trägt dieser Notwendigkeit Rechnung. 

Außerdem ist es notwendig, durch den Ge- 
setzgeber eine Klarstellung darüber herbei- 
zuführen, welche Zeit bei den in ein auslän- 
disches Staatsgebiet verschleppten politischen 
Häftlingen als Gewahrsam gelten soll. Der 
GewahrsamsbegriflF ist im Häftlingshilfege- 
setz nicht näher erläutert. Es wurde s. Z. ab- 
sichtlich davon Abstand genommen, um bei 
den Bezugnahmen der einzelnen Gesetzes- 
bestimmungen auf andere Bundesgesetze 
keine Abweichungen von den Gewahrsams- 
begriffen dieser Gesetze zu erhalten. Da aber 
für den Begriff der Verschleppung im Heim- 
kehrergesetz, im Bundesversorgungsgesetz 
und im Kriegsgefangenenentschädigungsgesetz 


neben dem Gewahrsamsbegriff besondere 
Formulierungen gewählt worden sind. Ist 
eine Ergänzung des Gewahrsamsbegriffs um 
den Verschleppungstatbestand im Häftlings- 
hilfegesetz erforderlich. Die in § 3 der Bun- 
desregierung gegebene Ermächtigung zum Er- 
laß von Rechtsverordnungen deckt nicht die 
Möglichkeit, auf diesem Weg den Verschlep- 
pungstatbestand einzubeziehen. Nach dem der- 
zeitigen Stand kann Personen, die In politi- 
schen Gewahrsam genommen und in ein aus- 
ländisches Staatsgebiet verschleppt wurden, 
sowie deren Angehörigen und Hinterbliebe- 
nen nur die Zelt für die Hilfen des Gesetzes 
angerechnet werden, in der audi Im Ausland 
ein Gewahrsam bestanden hat. Billigerweise 
muß ihnen aber auch die Zeit angerechnet 
werden, in der sie nach ihrer Entlassung aus 
dem Gewahrsam im ausländischen Staats- 
gebiet gegen ihren Willen verbleiben muß- 
ten, weil sie an der Rückkehr in ihre Heimat 
gehindert waren. Um dieses auch jetzt schon 
zu erreichen. Ist nur ein Härteausgleich nach 
§12 möglidi. Dadurch wird aber die Ver- 
waltung in einer unzumutbaren Welse be- 
lastet. Außerdem Ist die Härteregelung ^ in 
§12 naturgemäß nur eine Kannvorschrift, 
während auch hierfür ein Rechtsanspruch bil- 
ligerweise gewährt werden muß. Der Ent- 
wurf sieht deshalb eine entsprechende Ergän- 
zung zum Gewahrsamsbegriff vor. 

Beihilfen an ehemalige politische Häftlinge 
können zur Zeit nur auf Grund eines An- 
satzes im formellen Haushaltsgesetz gewährt 
werden. Sie werden nach Richtlinien bewil- 
ligt, die der Bundesminister für Vertriebene. 
Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte im Einver- 
nehmen mit dem Bundesminister der Finan- 



zen erlassen hat. Da der Personenkreis der 
danach berechtigten Antragsteller sich schon 
jetzt nach dem Personenkreis des § 1 Nr. 1 
richtet und auch in Zukunft an neu hinzu- 
kommende ehemalige politische Häftlinge 
Beihilfen gewährt werden müssen, ist es 
zweckmäßig, die Rechtsgrundlage hierfür in 
das Häftlingshilfegesetz zu übernehmen. Der 
Entwurf sieht deshalb eine entsprechende Er- 
gänzung vor. 

Da mit der Bescheinigung nach § 10 Abs. 4 
der Nachweis zur Berechtigung der Inan- 
spruchnahme von Vergünstigungen erbracht 
wird, die u. U. eine laufende finanzielle Be- 
lastung des Bundeshaushalts bedeuten, und 
im übrigen die Antragsteller sich vielfach in 
einem Beweisnotstand befinden, sieht der 
Entwurf für das Verfahren der Ausstellung 
der Bescheinigung die Beweiserhebung von 
Amts wegen und für die Nachprüfung be- 
stimmter Voraussetzungen die Zulässigkeit 
der eidlichen Vernehmung von Zeugen oder 
Sachverständigen vor. 

Außerdem ist unter gewissen Voraussetzun- 
gen die einstweilige Einstellung von Leistun- 
gen nach dem Häftlingshilfegesetz erforder- 
lich, um z. B. die Überzahlung ungerechtfer- 
tigter Renten zu vermeiden. Der Entwurf 
enthält daher eine entsprechende Regelung. 

Schließlich werden In dem Entwurf einige Be- 
stimmungen bei dieser Gelegenheit redak- 
tionell geändert, ohne daß sich daraus eine 
materielle Änderung des Gesetzes ergibt. Zu- 
sätzliche finanzielle Belastungen entstehen 
durch die im Entwurf vorgesehenen Ergän- 
zungen und Änderungen des Häftlingshilfe- 
gesetzes nicht. 

II. Einzelbegründung 

A. Artikel I 
Zu Nr. 1 

Für die lange Gesetzesüberschrift hat sich die 
Bezeichnung „Häftlingshilfegesetz“ mit der 
Abkürzung „HHG“ in der Verwaltungs- 
praxis eingebürgert. Es ist daher zweck- 
mäßig, diese Bezeichnung und Abkürzung 
offiziell durch eine Ergänzung der Über- 
schrift zu übernehmen, um die Zitierung des 
Gesetzes zu erleichtern. 

Zu Nr. 2 

a) Redaktionelle Änderung, die erforderlich 
ist, da der § 1 um einen Abs. 2 ergänzt 
wird. 


b) Die Streichung Ist mit Rücksicht auf § 10 
Abs. 4 erforderlich, da nicht die die Be- 
scheinigung ausstellende Behörde die in 
diesen Worten enthaltene Voraussetzung 
zu prüfen hat, sondern die Versorgungs- 
behörden. 

c) Die Streichung Ist aus dem gleichen Grund 
wie zu b) notwendig. 

d) Redaktionelle Änderung zur Erleichte- 
rung des Gesetzesgebrauchs. 

e) Redaktionelle Änderung zur Verdeut- 
lichung des Gesetzestextes. 

f) Da der Gewahrsamsbegriff in verschiede- 
nen anderen Bundesgesetzen in einer 
Weise gebraucht worden ist, die nur eine 
enge Auslegung zuläßt, fällt die Ver- 
schleppung in ein ausländisches Staatsge- 
biet nur so lange unter diesen Begriff, als 
dort ebenfalls ein Festhalten auf eng be- 
grenztem Raum unter dauernder Be- 
wachung stattgefunden hat bzw. stattfin- 
det. Beim Erlaß des Häftlingshilfegesetzes 
war man davon ausgegangen, daß sich 
politische Häftlinge im ausländischen 
Staatsgebiet nicht frei bewegen durften. 
Die Erfahrung hat gezeigt, daß sie viel- 
fach ebenso wie die Kriegsgefangenen be- 
handelt und dort nicht ständig in einem 
Gewahrsam gehalten wurden. Aus Billig- 
keitsgründen muß aber die Zeit der Ver- 
schleppung voll angerechnet werden. Der 
neue Abs. 2 sieht deshalb vor, daß sie 
grundsätzlich als Gewahrsam gilt. 

Zu Nr. 3 

a) Redaktionelle Änderung — s. zu Nr. 2 a) — 

b) Redaktionelle Änderung — s. zu Nr. 2 a) — 

Zu Nr. 4 

Redaktionelle Änderung — s. zu Nr. 2 a) — 

Zu Nr. 5 

a) Redaktionelle Änderung — s. zu Nr. 2 a) — 

b) Die Worte, deren Streichung der Entwurf 
vorsieht, sind überflüssig und irrefüh- 
rend. Die einheitliche Textierung, die da- 
mit erreicht wird. Ist notwendig, um 
keine Mißverständnisse darüber aufkom- 
men zu lassen, daß auch die anderen im 
Häftlingshilfegesetz zitierten Bundesge- 
setze in der jeweils geltenden Fassung an- 
zuwenden sind, sofern nicht eine be- 
stimmte Fassung mit Datum und Fund- 
stelle genannt Ist. 



Zu Nr. 6 

Die Anfügung des Abs. 3 dient der Klarstel- 
lung, daß ein Rechtsanspruch auf Elternrente 
nicht besteht, wenn er auch unmittelbar nach 
den Vorschriften des Bundesversorgungsge- 
setzes gegeben ist. 

Zu Nr. 7 

Redaktionelle Änderung — s. zu Nr. 2 d) — 
Zu Nr. 8 

a) Redaktionelle Änderung — s. zu Nr. 2 a) — 

b) Die Streichung ist aus den gleichen Grün- 
den notwendig wie in ^ 4 — s. zu 
Nr. 5 b) — 

Zu Nr. 9 

a) Redaktionelle Änderung — s. zuNr. 2 a) — 

b) Redaktionelle Änderung — s. zu Nr. 2 d) — 

c) Redaktionelle Änderung — s. zu Nr. 2 d) — 

Zu Nr. 10 

Nach dem derzeitigen Stand werden Beihilfen 
an ehemalige politische Häftlinge auf Grund 
eines im Bundeshaushaltsplan für das Rech- 
nungsjahr 1955 Einzelplan 40 (Soziale Kriegs- 
folgeleistungen) Kap. 40 03 Tit. 953 vorgese- 
henen Haushaltsansatzes und entsprediend 
der Begründung hierzu nach Richtlinien ge- 
währt, die der Bundesminister für Vertrie- 
bene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister der 
Finanzen am 9. November 1955 (BAnz. Nr. 
229 vom 26. November 1955) erlassen hat. 
In diesen Richtlinien wird der Personenkreis 
der Beihilfeempfänger dadurch bestimmt, daß 
er vor allem die Voraussetzungen des § 1 
Nr. 1 erfüllen muß. Es ist daher zweckmäßig, 
die Rechtsgrundlage für die Gewährung der 
Beihilfen in dieses Gesetz aufzunehmen. Ge- 
genüber der Begründung in dem genannten 
Haushaltstitel für das Rechnungsjahr 1955 
sieht die jetzige Formulierung davon ab, daß 
bei den Antragstellern Bedürftigkeit vorlie- 
gen muß; vielmehr wird ln erster Linie auf 
die im jeweiligen Bundeshaushalt vorgesehe- 
nen Mittel abgestellt. Außer der Dauer der 
Haft ist bei der Gewährung der Beihilfen die 
wirtschaftliche Lage der Antragsteller zu be- 
rücksichtigen. Diese Formulierung ermöglicht 
es, die Einkommens- und Vermögensgrenze 
in den nach Abs. 2 zu erlassenden Richtlinien 
schrittweise aufzulockern. 

Zu Nr. 11 

a) Die bisherige Formulierung dieser Bestim- 
mung ist ungenau, weil die §§ 1 und 9 


schlechthin zitiert sind. Es ist notwendig, 
präziser zu bestimmen, welchen Inhalt die 
Bescheinigung haben soll. Außerdem ist 
es zur Klarstellung erforderlich, daß die 
Ausschließungsgründe nach § 2 Abs. 3 er- 
wähnt werden, die gegen Angehörige und 
Hinterbliebene wirksam sind, wenn sie bei 
dem politischen Häftling selbst vorliegen. 
Die neue Formulierung des Satzes 1 des 
Abs. 4 trägt diesen Erfordernissen Rech- 
nung. Die bisherige Formulierung enthält 
keine Bestimmung, wonach die Prüfung 
der Frage, ob die Inhaber der Bescheini- 
gung auch im Sinne des Bundesversor- 
gungsgesetzes oder des Unterhaltsbeihil- 
fegesetzes als Angehörige oder Hinterblie- 
bene anzusehen sind, allein den Versor- 
gungsbehörden obliegt. Die scharfe Tren- 
nung ist aber wegen der Passivlegitimation 
bei etwaigen Verwaltungsstreitverfahren 
erforderlich. Der Entwurf sieht daher Im 
Satz 2 des Abs. 4 eine entsprechende Be- 
stimmung vor, 

b) Die Antragsteller auf Ausstellung einer 
Bescheinigung nach § 10 Abs. 4 befinden 
sich vielfach im Beweisnotstand. Auch für 
die Praxis der Verwaltung Ist es sehr 
schwierig, ausreichende Unterlagen zu er- 
halten, die eine Ausstellung der Bescheini- 
gung rechtfertigen. Aus diesem Grunde 
sieht der Entwurf vor, daß die erforder- 
lichen Beweise von Amts wegen erhoben 
werden und die eidliche Vernehmung von 
Zeugen und Sachverständigen zur Fest- 
stellung des Gewahrsamstatbestandes und 
bei der Prüfung, ob Ausschließungsgründe 
nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 und 2 vorliegen, zu- 
lässig ist. Diese Regelung ist auch im Hin- 
blick auf die Belastung des Bundeshaus- 
halts erforderlich, weil mit der Bescheini- 
gung nach § 10 Abs. 4 z. B. der Nachweis 
zur Berechtigung von Rentenansprüchen 
geführt werden kann. 

Nach der jetzigen Formulierung des § 10 
Abs. 4 hat die Einziehung oder Ungültig- 
keitserklärung einer Bescheinigung nicht 
die Wirkung, daß die Leistungen nach die- 
sem Gesetz sofort eingestellt werden kön- 
nen, sofern eine Rechtsmittelfrist noch 
läuft oder nach Einlegung von Rechtsmit- 
teln noch nicht abschließend entschieden 
ist. Um Überzahlungen zu vermeiden, ist 
für diese Fälle durch den neuen Abs. 6 die 
sofortige Einstellung der Leistungen vor- 
gesehen. 
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Zu Nr. 12 

Redaktionelle Änderung — s. zu Nr. 2 a) — 

B. Artikel II 

Der Art. II enthält eine Übergangsvorschrift 
zu dem in § 7 des Häftlingshilfegesctzes ge- 
nannten Fristbeginn für die Geltendmachung 
der Ansprüdie nach dem Gesetz, soweit sie 
sich auf die in Art. I Nr. 2 Buchstabe f ge- 
nannte Ergänzung stützt. Die Uebergangs- 
vorschrift verliert ein Jahr nach Inkrafttreten 
der Novelle ihre praktische Bedeutung. Es 
erschien daher nicht notwendig und zweck- 
mäßig, die Fristbestimmungen des § 7 zu er- 
gänzen. 


C. Artikel III 

Mit Rücksicht auf die materiellen Ergänzun- 
gen und die zahlreichen redaktionellen Än- 
derungen ist für die Verwaltungspraxis die 
Bekanntgabe des Gesetzes in der neuen Fas- 
sung unerläßlich. Der Art. III sieht daher 
eine entsprechende Ermächtigung für den 
Bundesminister für Vertriebene, Flüchtlinge 
und Kriegsgeschädigte vor. 

D. Artikel IV 

Ebenso wie das am 10. August 1955 in Kraft 
getretene Häftllngshiifegesetz bezieht auch 
dieser Artikel das Land Berlin in den Gel- 
tungsbereich des Gesetzes ein. 
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Anlage 2 


Änderungsvorschläge des Bundesrates 


1. In Art. I Nr. 2 Buchstabe f soll es lauten 
wie folgt: 

, Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Wurde oder wird eine in § 1 Abs. 1 
Nr. 1 genannte Person gegen ihren Willen 
in ein ausländisches Staatsgebiet verbracht, 
so gilt die gesamte Zeit, wahrend der sie 
an ihrer Rückkehr gehindert war oder ist, 
als Gewahrsam.“ ‘ 

Begründung 

Das „Verbringen“ in ausländisches Staats- 
gebiet könnte zu Zweifeln Anlaß geben. 
Mit der Änderung wird klargestellt, daß 
eine gewaltsame Wegführung Vorgelegen 
haben muß. 

2. In Art. I Nr. 10 erhält der einzufügende 
§ 9 a in Abs. 1 Satz 2 folgende Fassung: 

„Bei der Gewährung der Beihilfen ist 
die Dauer der Haft zu berücksichtigen; die 
Beihilfen sind in der Reihenfolge der so- 
zialen Dringlidikeit auszuzahlen.“ 

Begründung 

Die bisherige Anwendung eines irgendwie 
gearteten Hilfsbedürftigkeitsbegriffs führ- 
te zu nicht vertretbaren Härten. Die un- 
terschiedliche Behandlung von zwei gleich- 
artigen Personengruppen ist zu vermei- 
den. Der Begriff der „wirtschaftlichen 
Lage“ sollte ebenfalls nicht mehr verwen- 
det werden. Um eine ungerechtfertigte 
Belastung des Bundeshaushalts auszuschlie- 
ßen, sollte eine Auszahlung nach der 
Reihenfolge der sozialen Dringlichkeit 
erfolgen. 

3. In Art. I Nr. 11 Buchstabe a erhält der 
Schluß des Abs. 4 des § 10 folgende 
Fassung: 


„ . . . sind kein Nachweis dafür, daß 
Ansprüche nach §§ 4, 5 und 8 dieses Ge- 
setzes bestehen.“ 

Begründung 

Sinn dieses Gesetzes ist es, auszusdiließen, 
daß bei dem Inhaber der Bescheinigung 
der Eindruck entsteht, mit dieser Beschei- 
nigung sei bereits die Anspruchsberechti- 
gung nach §§ 4, 5 und 8 HHG nachgewie- 
sen. Die Formulierung dient zur Klarstel- 
lung dieses Tatbestandes. 

4. In Art. I Nr. 11 Budistabe b erhält der 
erste Satz des anzufügenden Absatzes 5 in 
§ 10 folgende Fassung: 

„Die für die Ausstellung der Bescheini- 
gung zuständige Behörde erhebt von 
Amts wegen die erforderlichen Beweise; 
sie ist zur Entgegennahme eidesstattlicher 
Versicherungen befugt.“ 

Begründung 

Diese Änderung führt zu einer Erleichte- 
rung der Praxis und stellt die Gleichartig- 
keit des Verfahrens mit dem für die Aus- 
stellung des Ausweises C gemäß BVFG 
her. 

5. In Art. I Nr. 11 Buchstabe b werden in 
Abs. 5 des § 10 an zwei Stellen des 
Satzes 2 die Worte „eidliche Vernehmung“ 
ersetzt durch die Worte „richterliche Ver- 
nehmung“. 

Begründung 

Die eidliche Vernehmung steht nach dem 
Wortlaut der Vorlage Im Ermessen des 
Richters; infolgedessen kann auch nur um 
richterliche Vernehmung mit der Bitte, 
gegebenenfalls zu beeiden, ersucht werden. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Die Bundesregierung tritt den Vorschlägen 
des Bundesrates zu Nr. 1 und 3 bei. 

Dem Vorschlag des Bundesrates zu Nr. 2 
stimmt sie mit der Maßgabe zu, daß der 
Satz 2 des Absatzes 1 wie folgt redigiert 
wird: „.Hierbei ist die Dauer der Haft zu be- 
rücksichtigen. Die Reihenfolge der Auszah- 
lungen bestimmt sich nach der sozialen 
Dringlichkeit.“ 

Begründung 

Der Satz 2 des Absatzes 1 des Regierungsent- 
' Wurfs ist eine Erläuterung zu den im Satz 1 
bezeichneten Leistungen, In der Formulie- 
rung des Satzes 2, wie er vom Bundesrat vor- 
gesdilagen wird, kommt dieser innere Zusam- 
menhang nicht mehr genügend zum Aus- 
druck. 

Dem Vorschlag des Bundesrates zu Nr. 4 ver- 
mag die Bundesregierung sich nicht anzu- 
schließen. Statt dessen ist hinter dem ersten 
Satz des Absatzes 5 in § 10 folgender Satz 
einzufügen; 

„Hierbei ist die Entgegennahme eidesstatt- 
licher Versicherungen unzulässig und die eid- 
liche Vernehmung des Antragstellers ausge- 
schlossen.“ 

Begründung 

Die Einfügung des Halbsatzes sie ist zur 
Entgegennahme eidesstattlicher Versicherun- 
gen befugt“, würde eine vom künftigen Aus- 
weisverfahren des Bundesvertriebenengesetzes 
abweichende Regelung festlegen, da in einer 
in Vorbereitung befindlichen Novelle zu die- 
sem Gesetz wegen der Verbindlicherklärung 
der Entscheidungen über Auswelsanträge 
gegenüber den Betreuungsbehörden erwogen 
wird, im Verfahren zur Ausstellung der Aus- 


weise eidesstattliche Versicherungen über- 
haupt und die eidliche Vernehmung des An- 
tragstellers auszuschließen. Obwohl nach dem 
vorliegenden Entwurf § 10 Abs. 5 letzter 
Satz die entsprechende Anwendung der Be- 
stimmungen des Bundesvertriebenengesetzes 
vorsieht, ist es zweckmäßig, bereits jetzt die 
in der Novelle zum Bundesvertriebenenge- 
setz in Aussicht genommene Ergänzung auf- 
zunehmen. 

Dem Vorschlag des Bundesrates zu Nr. 5 
vermag die Bundesregierung sich ebenfalls 
nicht anzuschließen. 

Begründung 

Die eidliche Vernehmung der Zeugen und 
Sachverständigen soll nur insofern Im Ermes- 
sen des Richters stehen, als er darüber zu be- 
finden hat, ob er dem Ersuchen der Verwal- 
tungsbehörde nachkommen kann oder ob ge- 
setzliche, der Verwaltungsbehörde nicht be- 
kannte oder nicht erkennbare Gründe eine 
eidliche Vernehmung ausschließen. 

Darüber hinaus ist nicht beabsichtigt, den 
Amtsgerichten eine Vernehmung von Zeu- 
gen und Sachverständigen in der Weise zu 
übertragen, daß sie die Voraussetzungen für 
die Ausstellung einer Bescheinigung nach § 10 
Abs. 4 durch richterliche Vernehmungen 
feststellen und von sich aus bestimmen, 
welche Tatbestände durch eidliche Verneh- 
mung erhärtet werden sollen. Vielmehr sol- 
len und müssen die zuständigen Verwaltungs- 
behörden darüber befinden, welche Tatbe- 
stände für die Ausstellung der Bescheinigung 
so wesentlich sind, daß hierüber — falls eine 
andere Beweisführung nicht möglich Ist — 
eine eidliche Vernehmung vorgenommen 
wird. 
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